Startet die SP eine neue Bankeninitiative?
Sollen wir die Banken retten oder die Schweiz vor den Banken?

Banken trennen und vom Staat entflechten: Eine SP-Arbeitsgruppe hat eine kräftige Volksinitiative gegen die Bankenmacht entworfen. Nun tun sie's schon wieder: Banken retten. Das geht nun ein halbes Jahrzehnt so. Für die Banken ist dem Bundeshaus nichts zu teuer. 68-Milliarden-Rettungspakete. Notrecht. Monströse Berge Gratisgeld von der Nationalbank. Kniefälle hier, Rechtsbeugungen dort, Sonderbotschafter, Steuergutschriften. Tausende von Beamten hätscheln und hegen die Geldkonzerne. Der Bundesrat hält Nachtsitzungen ab. Dutzende Journalisten und hochdotierte Nationalbank-Strategen werfen sich für eine Handvoll Banker ins Zeug, die längst nicht nur das Ausland für Kriminelle hält. Dumm nur, dass sie bei der ganzen Retterei der Banken die Rettung der Schweizer Volkswirtschaf[ vor den Banken vergessen.
Selbst Banker warnen.
UJBS und CS sind, fünf Jahre nach der UBS-Rettung, immer noch die grösste Gefahr fr den Wohlstand des Landes. Ihre Bilanzen wiegen noch immer fünfmal mehr als das BIB der Schweiz. Stolpern sie, müsste der Staat sie gegen seinen eigenen Willen retten. Was sofort zu Bankrott und Zusammenbruch des Landes führen würde. Das Problem ist akuter denn je, sagen der Internationale Währungsfonds, die OECD, sogar Banker selbst.
Warum setzen der Bundesrat und das lahme Parlament die Schweizer Volkswirtschaft einer solchen Gefahr aus? Weil die Grossbanken mit ihren Bundesräten wie Hans-Rudolf Merz, ihren Lobbyisten-Kohorten und ihren Parteispenden verhindert haben, dass man von ihnen eine Verkleinerung verlangte oder eine bedeutsame Erhöhung des Eigenkapitals.
Dabei geht die Geiselnahme des ganzen Landes von einer Branche aus, die viel weniger wichtig ist, als viele glauben. Banken, Uhren, Schokolade - das ist längst ein Witz. Uhren schon, Schoggi auch. Aber die Banken tragen gerade noch 4 bis 6 Prozent zur Wirtschaftsleistung bei. Das belegen neueste Studien. Etwa so viel wie das Transportgewerbe, viel weniger als die Industrie.
Adrian Blundell-Wignall, der Direktor für die Finanzmärkte bei der OECD (dem Club der 34 reichsten Länder), sagt das so: „Ich verstehe nicht, dass die Schweiz Banken wie UBS und CS noch zulässt.“
Das will die Initiative.
Diesen unerträglichen Zustand könnte die SP nun beenden. Eine Gruppe von SP-Politikern und unabhängigen Finanzexperten um den Berner Nationalrat Corrado Pardini und seine Waadtländer Ratskollegin Ada Marra wollen den Schweizer Finanzplatz von Grund auf umbauen. Per Volksentscheid. Pardini: „Sechs Jahre nach Beginn der Krise haben es die Politik und die Finanzmarktaufsicht versäumt, das existenzbedrohende Problem zu lösen.“ Die Schweiz habe schnell bessere und sicherere Banken verdient, sagt der Berner Sozi. Und: „Dass wir für diese grundlegende Reform das Instrument der Volksinitiative wählen, haben die Banken sich selbst zuzuschreiben.“
Seit vergangenem Montag ist der Text der „Bankensicherheits-Initiative“ bekannt:
· Sie verlangt die strikte Trennung von Geschäftsbank und Investmentbank (Investmentbanken spekulieren mit Währungen, Wertschriften und Derivaten, organisieren Firmenübernahmen und Fusionen).
· Sie verlangt die Entflechtung von Staat und Banken: Die öffentliche Hand unterhält keine geschäftlichen Beziehungen zu den Investmentbanken - und vor allem gewährt der Staat ihnen keine Garantien und Rettungsmassnahmen mehr.
· Die Geschäftsbanken müssen ein Eigenkapital von 20 Prozent der Bilanzsumme aufweisen. Für mehr Sicherheit.

„Trennbanken und Entflechtung statt Verbote, das ist unser Prinzip“, sagt SP-Nationalrätin Ada Marra. Der Ökonom Gian Trepp, der die Initiative mitentworfen hat, erhofft sich von ihr „modernisierende Impulse für die Schweizer Wirtschaft, besseren Kredit und mehr Schutz der Sparenden.
Die Bankensicherheits-Iinitiative ist ein volles und doch realistisches Päckli. In den nächsten Monaten wird die SP entscheiden, ob sie sich ganz dahinter stellt. Mit der ersten Bankeninitiative in den 1980er Jahren forderte die SP die Abschaffung des Bankgeheimnisses. Es wird gerade abgeschafft. Es ist Zeit für den nächsten Schritt.
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